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der Fraktionen der SPD, CDU/CSU, FDP 


Entwurf eines Dritten Gesetzes zur Änderung des Diätengesetzes 1968 


A. Zielsetzung 

Die Haushaltstage hat zu Ausgabekürzungen in vielen Berei- 
chen geführt. Umfangreiche Sparmaßnahmen sind durch die 
Haushaltsstrukturgesetze vom 18. Dezember 1975 verwirklicht 
worden. 


B. Lösung 

Mit dem vorliegenden Gesetzentwurf soll die Aufwandsent- 
schädigung der Mitglieder des Deutschen Bundestages für ein 
Jahr auf dem Stand des Vorjahres eingefroren werden, d. h. sie 
soll nicht an allgemeinen Besoldungserhöhungen teilnehmen. 


C. Alternativen 

keine 


D. Kosten 

Der vorliegende Gesetzentwurf führt zu Einsparungen im Bun- 
deshaushalt 1976. 
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Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode 


Entwurf eines Dritten Gesetzes zur Änderung des Diätengesetzes 1968 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlos- 
sen: 


§ 1 

Das Diätengesetz 1968 vom 3. Mai 1968 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 334), zuletzt geändert durch das 
Zweite Gesetz zur Änderung des Diätengesetzes 
1968 vom 2. September 1974 (Bundesgesetzbl. I 
S. 2151), wird wie folgt geändert: 

In § 1 nach Satz 2 wird folgender Satz angefügt: 

„Während des Kalenderjahres 1976 ist das Amts- 
gehalt nach dem Stande vom 1. Januar 1975 maß- 
gebend." 


§ 2 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Überleitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 
(Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. 

§ 3 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Verkün- 
dung in Kraft. 


Bonn, den 20. Mai 1976 


Wehner und Fraktion 
Carstens, Stückten und Fraktion 
Mischnick und Fraktion 


Begründung 


Die Aufwandsentschädigung der Mitglieder des 
Deutschen Bundestages ist der Höhe nach mit dem 
Amtsgehalt eines Bundesministers verknüpft (drei- 
unddreißigeindrittel vom Hundert). Da das Amts- 
gehalt in einer festen Relation zum Grundgehalt des 
Staatssekretärs steht, nimmt die Aufwandsentschä- 
digung an allgemeinen Erhöhungen der Beamtenbe- 
soldung teil. 


Durch den dem Deutschen Bundestag vorliegenden 
Entwurf eines Haushaltsstrukturgesetzes wird u. a. 
der öffentliche Dienst von Sparmaßnahmen betrof- 
fen. Es ist daher konsequent, auch die Aufwands- 
entschädigung der Mitglieder des Deutschen Bun- 
destages in das Sparprogramm einzubeziehen. Die 
Aufwandsentschädigung soll im Kalenderjahr 1976 
nicht angehoben werden. 
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